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bestehenden Vorschriften unausführbar oder voraussichtlich erfolglos, ist 
die Zustellung erfolgt, wenn der Inhalt des zuzustellenden Schriftstückes 
durch eine Tageszeitung bekanntgemacht worden ist und seit dem Erschei­
nen dieser Zeitung zwei Wochen verflossen sind, oder wenn das zuzustel­
lende Schriftstück zwei Wochen an der Gerichtstafel des Gerichts erster 
Instanz angeheftet gewesen ist.

(2) Von der Veröffentlichung in einer Zeitung ist abzusehen, wenn es 
sich um eine Ladung zur Hauptverhandlung handelt und die Vorausset­
zungen für den Ausschluß der Öffentlichkeit gegeben sind.

§186

Zustellungen an den Staatsanwalt und den Verteidiger

Zustellungen an den Staatsanwalt oder an den Verteidiger erfolgen 
durch Übersendung einer Ausfertigung des zuzustellenden Schriftstückes 
gegen Empfangsbescheinigung.

V i e r t e r  A b s c h n i t t

Eröffnung des Hauptverfahrens erster Instanz und Vorbereitung 
der Hauptverhandlung

§187
Umfang der Prüfungspflicht des Gerichts nach Eingang 

der Anklageschrift
(1) Mit Einreichung der Anklageschrift wird das Verfahren bei Gericht 

anhängig; die Anklage bestimmt in tatsächlicher Hinsicht den Gegenstand 
des gerichtlichen Verfahrens.

(2) Das Gericht hat auf der Grundlage des vorliegenden Ermittlungs­
ergebnisses zu prüfen,

1. ob es für die Sache zuständig ist;
2. ob hinsichtlich der in der Anklageschrift erhobenen Beschuldigung 

hinreichender Tatverdacht besteht;
3. ob Gründe vorliegen, die die Einstellung, die vorläufige Einstellung 

oder die Übergabe der Sache an ein gesellschaftliches Organ der 
Rechtspflege rechtfertigen.

(3) Hinreichender Tatverdacht liegt vor, wenn die Ermittlungen im 
Sinne der §§ 101, 102 Absatz 3 und § 69 vollständig geführt sind und das 
vorliegende Ergebnis den Schluß rechtfertigt, daß der Beschuldigte einen 
Straftatbestand verletzt hat.

§188

Entscheidungen des Gerichts
(1) Das Gericht kann folgende Entscheidungen treffen:

1. vorläufige oder endgültige Einstellung des Verfahrens;
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